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Vorlage 
für die Sitzung  

der staatlichen Deputation  
für Soziales, Jugend und Integration 

am 23.2.17 
 

 
Organisationsassistenz – Projekt zur Vermeidung rechtlicher Betreuung 
 
A. Problem: 
Die Fraktion der CDU hat in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom 13.12.16 
folgende weitere Fragen zum Thema „Organisationsassistenz-Projekt zur Vermeidung von 
rechtlicher Betreuung“ gestellt: 
 

1. Wie viele rechtliche Betreuungen wurden 2016 neu eingerichtet? 
 

2. Wie viele Betreuungen hätten durch Organisationsassistenz vermieden werden 
können oder könnten - allgemein geschätzt - vermieden werden? 

 

B.  Lösung 

Die Fragen werden wie folgt beantwortet: 

Frage 1: 

Zahlen für 2016 liegen noch nicht vor. 2015 wurden lt. Mitteilung des Bundesamts für Justiz 
1217 neue Betreuungen im Land Bremen eingerichtet. 

Frage 2: 
Genaue Schätzungen sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. Praktiker gehen davon aus, 
dass 10- 15 % der rechtlichen Betreuungen nicht erforderlich wären, wenn es institutionell 
unterstützende Maßnahmen gäbe. 

 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 



D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder genderbezogenen Auswirkungen durch die 
Beantwortung dieser Fragen. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
keine 
 

F. Beschlussvorschlag 
Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt die Beantwortung der 
Fragen zur Kenntnis. 
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